
 

 
 

Vollzug des Tierseuchenrechts 
 

   

Aufhebung der Allgemeinverfügung zum Schutz vor der Geflügelpest 
vom 05.03.2021, geändert am 29.04.2021 

 
 
 
 

Die Stadt Ingolstadt als untere Behörde für Veterinärwesen erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Die Allgemeinverfügung vom 05.03.2021, geändert am 29.04.2021, wird aufgehoben.  
 

2. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 

3. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
 

Gründe: 
 
I. 

Gemäß Schreiben des Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz vom 06.12.2021 ist 
aufgrund der aktuellen Risikoanalyse des Landesamts für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
vom 03.12.2021 eine neue Allgemeinverfügung mit weitergehenden Biosicherheitsmaßnahmen ge-
gen die Geflügelpest (HPAI) zu erstellen. Diese wird von der Stadt Ingolstadt am 09.12.2021 mit 
Wirkung vom 10.12.2021 erlassen. Die bisher noch bestehende Allgemeinverfügung wird daher zum 
gleichen Zeitpunkt aufgehoben. 
 

II. 
Die Stadt Ingolstadt ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich und örtlich zuständig ge-
mäß Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernäh-
rung und den Verbraucherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung (GDVG) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 
2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). 
 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine anzeigepflichtige Tierseuche. Seit Mitte Oktober 2021 
kommt es in Deutschland wieder zu vermehrt auftretenden Fällen von Hochpathogener Aviärer In-
fluenza (HPAI, Geflügelpest), in den meisten aktuellen Fällen verursacht durch den Subtyp H5N1. 
Gemäß der aktuellen zentralen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 03.12.2021 ist aufgrund der Fallzahlen und unter Berücksichti-
gung der Situation in den benachbarten Staaten davon auszugehen, dass aktuell das Virus der Ge-
flügelpest in Deutschland und auch Bayern bereits flächendeckend in der wildlebenden Wasserge-
flügelpopulation verbreitet ist und mit einem hohen Risiko für das Auftreten von HPAI in der Wildvo-
gelpopulation sowie für den Eintrag in Nutzgeflügelbestände auszugehen ist. Besonders gefährdet 
sind vor allem Klein- und Hobbyhaltungen, für die die strikten Biosicherheitsanforderungen für Groß-
geflügelbestände bisher noch nicht galten. Es ist deshalb eine neue Allgemeinverfügung mit weiter-
gehenden Biosicherheitsmaßnahmen gegen die Geflügelpest (HPAI) zu erstellen. Die bisher noch 
bestehende Allgemeinverfügung wird daher aufgehoben. 
 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 
Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In 
einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender 
Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser 
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Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekannt-
machung als bekannt gegeben gilt. 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesund-
heitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München erhoben werden. Dafür stehen fol-
gende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten bei der Geschäftsstelle 

erhoben werden. Die Anschriften lauten: 
Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München auch durch Übermitt-
lung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Gerichts- 
und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben werden. Dabei sind die der Internetprä-
senz der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beachten: 
http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/rechtsantragsstelle/. 

 
Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen 
dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen wer-
den (www.vgh.bayern.de) 

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein 
Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 
Ingolstadt, 09.12.2021 
 
gez. 
 
Isfried Fischer 
Referent Soziales, Jugend und Gesundheit 


